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Deutſchland. 

Berlin, 11. Dezember. Se. Majeſtät der König nahm 
Mittwoch Vormittag die Vorträge der beiden Hofmarſchälle Grafen 
Pückler und Perponcher, des Geh. Kabinetsraths v. Mühler, des 
Geh. Hofrathes Bord entgegen, und empfing alsdann den Grafen 
Brühl⸗Pfördten, welcher die Orden des verſtorbenen General- 
Veutenants a. D., Grafen Wilhelm von Brühl, überreichte. Mit⸗ 
tags machte Se. Maj. der König eine usfahrt und beſuchte in 
det Bernburgerſtraße das Atelier des Proftſſors Heyde, welcher im 
Auftrage Sr. K. H. des Kronprinzen ein Bild ausgeführt hat, das 
den Moment darſtellt, wo die 1. und 2. Armee ſich bei den beiden 
Linden zu Horeniowes vereinigen. 

— Nach der bevorſtehenden Beglaubigung preußiſcher Bot⸗ 
ſchafter und Geſandten als ſolcher des norddeutſchen Bundes bei 
den europälſchen Höfen werden, wie man glaubt, auch dle hleſigen 
Botſchafter und Geſandten neue Beglaubigungsſchreiben bei dem 
Bundeepräſidium überreichen. Damit wied auch die Frage der An- 
erkennung dee norddeutſchen Bundes Seitens der übrigen Mächte 

ihre Erledigung finden. 

— Pie am 7. d. M. zu Prenzlau ſtattgehabte Wahl eines 
dem Könige zu präſentirendes Mitgliedes des Herrenhauses für den 
alten und befeſtigten Grundbeſſtz der Uckermark an Stelle des ver⸗ 
ſtorbenen Mitgliedes v. Winterfeld⸗Kutzerow fiel- auf den Ritter⸗ 
ſchaftoditeltor v. Winterfeld auf Damerow. 

— Es wird jetzt für unmöglich gehalten, dle Budgetberathung 
in beiden Stadien vor dem 1. Imuar zu erledigen. Die Berta- 
gung der Verhandlungen des Landtages wird am 21. d. M. ein- 
treten und bie zum 6. Januat k. J. dauern. Man glaubt all 


gemein, daß die Seſſion bis in den Februar hinein währen wird, 


namentlich, da noch eine ganze Reihe der wichtigſten Vorlagen zu 
kttrwarten iſt. ’ 
— Nach einer Zuſammenſtellung der in den Etats für 1868 
in Anſaß gebrachten Gebalte-Erhöbungen für die höheren Beamten 
ſollen erhalten: Der Präſident des Staatsminiftertums und 8 Mi- 
niſter, welche gegenwärtig ein Gehalt von 10,000 Thlr. bezleben, 
künftig 12,000 Tolr., mithin 18,000 Tolr. mebr; 1 Gbefpräfldent 
der Ober⸗Rechnungs-Kammer, welcher gegenwärtig ein Gehalt von 
00 Thlr. bezieht, künftig 7000 Tolr., mithin 1000 zahlr. mebr; 
ner ein Erfter Präſident der Obertribunals, gegenwärtiges Ge⸗ 
halt 6000 Tolr., künftiges 7000 Tolr., mitbin 1000 Thlr. mehr; 
1 Oberpräfidenten, gegenwärtiges Gehalt 6000 Thlr., künftiges 
000 Shlr., mithin 11,000 Thlr. mehr; 1 Unterſtaateſekretär im 
n det rc. Ange ä . 
halt 4000 Zpir,, künftiges e ee eee, ; 
10: Minifterialdireftoren, gegenwärtiges Gehalt 4000 Tolr., tünf- 
tiges 4500 Thlr., mithin 5000 Tolr. mehr; 2 Miniſterialdirektoren 
(i im Miniſt. der geiſtl. ꝛc. Angelegenheiten und 1 im Minift. des 
Innern) und der Dircktor der Hauptverwaltung der Staateſchulden, 
gegenwärtiges Gehalt 3500 Thlr., künftiges 4000 Tblr., mithin 
1500 Töolr. mehr; Gebeimer Kabinetsrath, gegenwärtiges Gehalt 
4000 Thlr., künftiges 4500 Thlr., mithin 500 Thlr. mehr; Prä- 
dent des evangel. Oberkirchen taths, gegenwärtiges Gehalt 400⁰ 
Tölr., künftiges 4500 Thlr., mithin 500 Tolr. mehr 3 Bizepräfl- 
denten des Obertribunals, gegenwärtiges Gehalt 3500 Thlr., künf⸗ 
ges 4000 Thir., mitbin 1500 Thlr. mehr; 1 General- Staats- 
Anwalt des Obertribunals, gegenwärtiges Gehalt 3500 Thlr., zu- 
künſtiges 4000 Thlr., mithin 500 Thlr. mehr; 2 Direktoren der 
Oberrechnungskammer, gegenwärtiges Gehalt 3000 Thlr., zukünf⸗ 
tiges 3300 Tolr., mithin 600 Thlr. mehr. Die Mehrausgaben 
an Gebalt für die obengenannten 44 Beamten beläuft ſich ſomit 
auf 41,000 Thaler. 

— Die bereits erwähnte Petition des Vereins „Berliner 
Preſſe“ an das Abgeordnetenbaus lautet: 

Hohes Abgeordnetenhaus! Die Unterzelchneten, Redakteure 
und Mitglieder preußlſcher Zeitungen und Mitglieder des Vereins 
„Berliner Preſſe“ erlauben ſich dem hohen Abgeordnetenhauſe die 
ergebenſte Bitte vorzutragen, Hochdasſelbe möge ſich auf das Drin- 
gendſte angelegen fein laſſen, daß die jeit dem Jahre 1852 noch 
Immer in Kraft beſtehende Stempelſteuer von politiſchen und An- 
lelgeblättern nun endlich befeitigt werde. Das bobe Haus hat in 
der vorjährigen Landtagsſitzung beantragt, daß dieſe Steuer als 
eine drückende, unzweckmäßige und gebäſſige abgeſchafft werde und 

mehrere Mitglieder haben mit beredtem Munde dargethan, daß Feine 
Auflage jo kulturwidrig jet und fo im Widerſpruche ſtehe mit den 
ohen nationalen und ſittlichen Aufgaben Preußens, wie dieſe. Wir 
baben dieſen wohlbegründeten Ausführungen Nichte hinzuzuſetzen. 
Seit der Erfintrung und Einführung dleſer Steuerart find die 
ſchweren Nachthelle, welche fie der Volksbildung durch erzwungene 
Raumbeſchränkung und durch Vertheucrung der Zeitungen bringt, 
lelder oft genug vergeblich in das Licht geſetzt worden. Die Steuer 
wird zur Strafe für diejenigen Blätter, die durch genaue Mitthei- 
lung des Wiſſenswerthen, durch ausführliche Wiedergabe der für 
das Publikum wichtigen Verhandlungen durch möglichſt ausgrar- 
beitete Veroffentlichung von Gefegen, Altenſtücken, woblthätigen An⸗ 
eigen u. |. f. dem Staate und der Nation dienen wollen. Noch 
nie traten die merkwürdigen Folgen dieſer Steuer jo grell hervor, 
als im vorigen Jahre, als die Redaktionen, um ihren Leſern die 


Liſten der Verwundeten und Gefallenen von ruhmreichen Schlacht 


feldern zu bringen, dle größten Opfer an Steuer übernehmen muf- 
ten. Seit einigen Monaten iſt die Stempelſteuer nun auch in den 
neuerworbenen Provinzen eingeführt worden und es iſt leicht zu 
ermeſſen, mit welchen Gefühlen die in jenen Ländern unbekannte 
uflage aufgenommen wurde, mit welcher Schwere ſie dle Beitun- 

den getroffen hat, die doch wenigſtens ein unbeſtritttenes Verdlenſt 
n baben, daß die Bevölkerung für die neuen Zuſtände ſich 

€ mpfanglich zeigte. Wir find der zuverſichtlichen Ueberztugung, daß 


Abendblatt. 


Feſthalten an der Bundesverfaſſung beſeitigt werden. Angeſichts der grö- 


n gezogen werde. Ich finde es ungeheuerlich, daß der preußiſche 
Staat 


marck: Ich habe bereits die Anſicht widerlegt, als ob durch den Vertrag 
dem preußiſchen Staat eine Laſt auferlegt würde, welche er bei der vollen 


daſſelbe. Wenn der Vorredner ſagt, daß es mit der Bundes- Verfaſſung 
verträglich ſein würde, ohne Genehmigung des Bundesraths einen Souve⸗ 


bels in Gtettin viertejäpefid 1 Wr, 
monatlich 10 Sgr., 


monatlich 12 ½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


Donnerſtag. den 12. Dezember 1867. 


das hohe Haus in allen ſeinen Theilen darauf Bedacht fein wird, 
eines der wichtigſten Kulturmiſtel unſerer Zeit von dieſer zweck- 
widrigen Laſt der Stempelſteuer zu befreien und ihm feine unge⸗ 
bundene Bewegung und Wirkſamkeit zurückzugeben. Der Ertrag, 
den die Steuer dem Staate abwirft, ſteht in keinem Verbältniß 
zu dem Schaden, den ſie bringt, und zu dem moraliſchen Nachthell, 
welcher dem preußiſchen Staate Im In- und Auslande daraus er- 
wächſt, daß er Diele ie beſtehen läßt und für neue Pro- 
vinzen in Kraft ſetzt. Wir hoffen Feine Fehlbitte zu thun, wenn 
wir dem hohen Haufe on ſgelegenbelt, die uns nicht allein, 
ſondern das ganze preußtſche betrifft, warm und dringend an 
das Herz legen und ergebenſt darum erſuchen: das hohe Haus wolle 
mit allen Kräften dahin wirken, daß die Stempelſteuer von politi- 
ſchen und Anzelgeblättern moͤglichſt bald abgeſchafft werde. 
Berlin, 11. Dezbr. (Haus der Abgeordneten.) 14. Sitzung. 
(Schluß) Der zweite Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Schlußberathung 
über den unterm 18. Juli d. J. mit Waldeck abgeſchloſſenen Vertrag wegen 
Uebertragung der Verwaltung der Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont an 
Preußen. Referent, Abg. Dr. v. Bunſen, beantragt: 1) dem Vertrage 
die verfaſſungsmäßige Zuͤſtimmung zu ertpeilen und 2) der K. Stantsregie- 
rung gegenüber die Erwartung auszusprechen, ſie werde die vollſtändige 
Vereinigung der Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont mit Preußen auf 
Grund des Art. 2 der Verfaſſung bald herbeizuführen wiſſen. Nachdem 
der Referent dieſen Antrag näher begründet, beantragt der Abg. Baſſenge 
hinter dem Worte „Verfaſſung“ die Worte zu ſetzen: „Im Einverſtändniſſe 
mit der Landesvertretung dieſer Fürſtenthümer bald herbeizuführen. — 
Der Miniſterpräſident Graf Bismarck erörtert die Gründe, welche es 
Preußen zu einer Ehrenpflicht machten, den kleineren Staaten es möglich 
zu machen, in dem Beihältuiß des norddeutſchen Bundes beſtehen zu kön 
nen. Zu dieſem Behufe fer nach Analogie der früheren Militär- und 
Juſtiz⸗Konventionen eine Art administrativer Konventionen geſchaffen wor⸗ 
den, durch welche den kleineren Staaten das Verhältniß zu dem norddeut⸗ 
face der angeln en dran Phi Diele Henben Weiter 
ränetät der einzelnen Fürſten garantirt. Politiſch bedürfe Preußen weiter 
nichts, als was der Vertrag gebe, und mehr zu erſtreben, ſei ein politi⸗ 
cher Fehler, der ſich ſelbſt beſtrafe. Werde der vom Referenten vorge⸗ 
chlagene Weg verfolgt, ſo könne Preußen in kurzer Zeit eine geborene Ma⸗ 
jorität im Bundes rath haben, und was bezwecke dann noch der „Bund“. 
Es müſſe fo bleiben, daß die außerhalb des Präſidiums ſtehenden Staaten 
im Stande ſeien, eine Maforität herbeizuführen. Durch den Antrag werde 
ein Mißtrauen hervorgerufen werden. Daſſelbe könne nur durch ſtrenges 


vielen wüde die Zuſtimmung zum erſten Antrage erleichtern werde 
— Abg. Dr. Waldeck: Die Annexion iſt ganz entschieden der Acceſſion 
vorzuziehen. Wir wollen das Ungewöhnliche und Ungeheuerliche eines ſol⸗ 
chen Acceſſtonsvertrags nicht als Regel und dauernd hinſtellen, ſondern als 
vorübergehend. Herr Braun begeht einen Widerſpruch, wenn er ſich als 
Bar der deutſchen Einheit hinſtellt und gleichzeitig die norddeutſche 

undesverfaſſung als das Höchſte, was hierin erſtrebt werden konnte, be⸗ 
tont, während dieſelbe doch noch ſehr weit reſormirt werden muß, ehe fie 
wirklich das einige Deutſchland umfaſſen kann. — Abg. Braun (Wies⸗ 
baden): Ich leugne es nicht, daß die norddeutſche Verfaſſung noch reform⸗ 
bedürftig iſt, aber ſie iſt entſchieden ein Schritt vorwärts auf dem Wege 
der deutſchen Einheit. Wenn nun die Verfaſſung auch reformbebürftig iſt, 
fo dürſen wir fie auf geſetzmäßigem Wege wohl reformiren, nicht aber bre ⸗ 
chen, ſo lange ſie zu Recht beſteht, nicht weiter annektiren ohne Zuſtim⸗ 
mung des Reichstages. Diejenigen aber, welche dieſe Keime, dieſe Anfänge 
der Einheit erſchüttern wollen, ſind eben keine Freunde der Einheit. — 
Abg. Dr. Waldeck: Ob ich oder mein Vorredner ein größerer Freund der 
deulſchen Einheit bin, überlaſſe ich denen zu prüfen, die ihn und mich ken⸗ 
nen. Ihn und mich unterſcheidet weſentlich das, daß, wenn ich einmal 
eine Anſicht für richtig halte, ich auch alle Mittel zu benutzen ſuche, um ſie 
durchzuſetzen, während er ſich ſofort wieder zu dem bekennen kann, was 
ſeinem Prinzip widerſtreitet, wenn es nur augenblicklich Nutzen zu bringen 
ſcheint. — Abg. Tweſten: Ich habe ausdrücklich geſagt, daß ich dei der 
Annexion ſehr gern dieſelben Koſten mit übernehmen würde, bei der Aceeſ⸗ 
ſion aber nicht. — Gegen die Deduktionen des Abg. Braun habe ich zu 
bemerken, daß nach meiner Rechtsanſchauung über die Annexion eines an⸗ 
deren Staates an Preußen Niemand mitzuſprechen hat, als die preußiſchen 
geſetzgebenden Faktoren und der Fürſt und die Landes vertretung des aude⸗ 
ren Staates; auf Grund der Bundesverfaſſung kann ein Einſpruch dagegen 
nicht erhoben werden. Wenn zum Beiſpiel ein regierendes Haus ausſtirbt, 
oder ein Souverän freiwillig auf die Krone verzichtet, ſo kann die Bun⸗ 
desverfaſſung es nicht verhindern, daß die zunächſt erbberechtigte Linie ſue⸗ 
cedirt. Der Bundes rath und Reichstag werden nur darüber zu entſcheiden 
haben, wie die bisherige Führung der Stimme geordnet werden ſoll; ebenſo 
iſt es aber, wenn durch einen freiwilligen Akt die Regierung eines Landes 
auf ein anderes Staatsoberhaupt übergeht. — Bei der Abſtimmung wird 
der erſte Theil des Antrags des Referenten, den Vertrag mit Waldeck zu 
genehmigen, angenommen (dagegen nur einzelne Mitglieder der Fortſchritts⸗ 
partei wie Duncker, Virchow und Jacoby), und der zweite Theil mit dem 
Amendement Baſſenge verworfen (dafür die Fortſchrittspartei und die 
Mehrzahl der Nationalliberalen). 

Es folgt der Bericht der Kommiſſion für das Gemeindeweſen über 
Petition, betreffend die Reform der Kreis- und Provinzial⸗Ordnung, ſowie 
der ländlichen Polizei und den Erlaß einer Gemeinde⸗Ordnung Keferent 
Abgeordneter Fette beantragt Ueberweiſung an die Staats⸗Regierung mit 
der dringenden Aufforderung, die gewünſchten Vorlagen noch in dieſer 
Seſſion zu machen. (Das Haus iſt halb leer.) Die Abgeordneten von 
Boeiticher, Heiſe und Genoſſen beantragen Uederweiſung mit dem Krſuchen, 
baldmöglichſt den Entwurf einer Kreis- und Provinzial⸗Ordnung, ſowie 
eines Geſetzes wegen Reform der gutsherrlichen Polizei vorzulegen. 


Abg. Waldeck beantragt folgende Reſolution: Das Haus der Ab⸗ 
geordneten fordert die Königliche Staatsregierung auf, unter Abschaffung 


ßeren politiſchen Rückſichten gebe er anheim, an die Zahl der beſtehenden 
Souveränetäten nicht zu rühren und deshalb Antrag 2 abzulehnen. 

Abg. v. Wind horſt erklärt, daß er nach den Ausführungen des 
Miniſterpräſidenten für den Vertrag ſtimmen werde. — Abg. Dr. Leite 
ſpricht für den Antrag des Referenten, Abg. Graf Bethuſy⸗Hue dagegen. — 
Abg. Tweſten: Ich habe nur das Work ergriffen, um mich dagegen zu 


verwahren, daß aus unſerer beutigen Abſtimmung für den Antrag ein 


ur Aufrechthaltung der kleinen Staaten auf ſeine Koſten verpflichtet 
ſein fol. (Hört!) Der Gerirag beweift, daß die Criſten der leiden 


J vorzulegen, betreffend die Einführung bezüglich Wiedereinführung Einer 
Staaten im Bunde unmöglich iſt. — Miniſter⸗Präſident Graf v. Bis- 


Gemeinde-, Kreis- und Provinzial⸗Ordnung für den gan a n 
Grundlagen 1) der Gemeinbeangehörigteit aller im Ae bent . 
Einverleibung nicht zu übernehmen hatte. Das Verhältniß bleibt genau 
9 8 bezirks; 2) der Selbſtverwaltung der inneren und beſonderen Angelegen⸗ 
heiten der Gemeinden, Kreiſe und Provinzen, einſchließlich der den Ge⸗ 
meinden zuſtehenden Ortspolizei, durch gewählte Vertreter und Vorſteher; 
3) des Gemeindewäglerrechts jedes Einwohners, der eigenen Hausſtand bat, 
keine Armen-Unterftügung aus öffentlichen Mitteln empfängt und die Ge⸗ 
meindeabgaben bezahlt hat, ohne Unterſchied des größeren oder geringeren 
Beſitzes, und ohne Abtheilung in Klaſſen oder Stände, welche dem Art. 4 
der Verfaſſung widerſtreitet; 4) der Wählbarkeit aller Gemeindewähler ſo⸗ 
wohl zu Gemeinde- als Kreis⸗ und Provinzial⸗Vertretungen und der Be⸗ 
rechtigung derſelben, die Vertreter der Kreiſe und Provinzen nach dem 
Grundſatze ad 3 zu wählen. — Abg. v. Bötticher vertritt feinen An⸗ 
trag, da er die Regierung nicht drängen will. — Abg. Dr. Löwe: Es ift 
uns mit unſerem Antrage durchaus Ernſt und auch die Konſervativen wer⸗ 
den begreifen, daß jede Reform in dieſem Gebiet mit dem Anfange, näm⸗ 
lich mit der Gemeinde, anfangen muß. Während des Konflikts ſollten wir 
Schuld ſein, wenn die Regierung mit ihren auf Vorrath gearbeiteten Re⸗ 
formgeſetzen nicht vorwärts kam; jetzt beſteht der Konflikt nicht, aber wo 
bleiben die Reformen? — Miniſter des Innern: Die Regierung er⸗ 
kennt an, daß die Geſetzgebung auf dem Gebiet der Kreis- und Gemeinde⸗ 
verfaſſung reformfähig und reformbedürftig iſt. Am meiſten meint ſie, iſt 
dies der Fall bei der Kreisverfaſſung, und nach dieſer Richtung hin haben 
ſich daher auch die Verordnungen in den neuen Provinzen bewegt. Auch 
für die alten Provinzen ſoll in kürzeſter Friſt nach einem gleichen Ziele 
hin vorgegangen werden. Ich werde mich dazu des Rathes einiger Herren 
ans dieſer Verſammlung zur Vorberathung verſichern, und beabſichtige, wo⸗ 
möglich noch im Laufe dieſer Seſſton, den Entwurf einer Kreisverfaſſung 
dem Landtage vorzulegen Eine Provinzial⸗Ordnung aber kann nach un⸗ 
ſerer Anſicht erſt dann vorgelegt werden, wenn dieſelbe ſich an eine ſchon 
er Kreisverfaſſung eng anſchließen kann, wogegen die Gemeinde⸗ 
erfaſſung einſtweilen noch zurückbleiben kann. Wir And endlich der Mei⸗ 
nung, daß die Polizeigerichtsbarkeit auf dem Lande, trotz maucher praktiſcher 
und auch wohl theoretiſcher Mängel, an denen ſie leidet, vorläuſig noch er⸗ 
halten werden muß, ſo lange die Regierung ſich noch nicht klar darüber 
geworden iſt, auf welche Weiſe die vorhandenen Uebelſtände durch etwas 
Beſſeres erſetzt werden könren. Vorläufig hält ſie dieſe Polizeigerichtsbar⸗ 
keit für eine Inſtitution, die, wenn auch nicht ſehr erfolgreich, ſo doch ſehr 
bequem wirkt. (Aha! links.) 

Abg. Graf Bethuſy⸗Hue polemiſirt gegen den Antrag Waldeck 
der Be das Naturrecht verſtoße durch die Gleichſtellung des Grundbeſtherz 
mit jedem a in der Gemeinde, desgleichen gegen den des Abg 
v. Botticher, deſſen konſervative Unterzeichner im Jahre 1861 mit ihm, dem 
Redner, denſelben Antrag unterſchrieben haben. Frage man, was an die 
Stelle der gutsherrlichen Polizei zu ſetzen ſei, fo erkläre er dreiſt daß jeder 
Erſatz ein geringeres Uebel ſei, als das beſtehende Inſtitut. — Ab Bert t 
Wagener (Meuftettin): Der Herr Graf Bethuſy hat ſchon öfters Fr 8 
üblen Einfluß auf die konſervative Partei geübt; 5 
mann mögen ihre parlamentariſche Produktion nicht 
Konſervatismus vertreiben. Konſervativ war Her 
unklar (Heiterkeit) und Abg. Dr. Löwe hat ihm 
korrekten Konſequenz der Demokratie uachgewie 
miſſion iſt ein ſtilles Mißtrauensvotum ge 
der Thronrede. Man kann eine beſſere 9 


wünſchen, aber eine neue? Wie können nur politiſche Männer ſolche hi 5 
blaue Dinge ausſprechen? Dann aber ber Ble die en 
konſequent angegriffen. Wenigſtens laſſe man die neuen Provinzen aus 
dem Spiel, die keine Veränderung in der Richtung zu preußiſchen Organi⸗ 
ationen hin wünſchen. Die Regierung legt aber die beſſernde Hand an 
ee S 7 weg. 0. . Verwaltungsrechte er⸗ 
re Waldeck: Die Eile, mit der der ine 
betreibt, vielleicht betreiben ie £ Landtag feine Geſchäfte 


rain aus der Reihe der Sumbesgenojlen verſchwinden zu laſſen, fo möchte 
ich als Bundeskanzler die Verantwortlichkeit dafür nicht übernehmen. Im 
Namen der Bundesverfaſſung muß ich mich dagegen verwahren, daß die 
Eriftenz der Kleinſtaaten unmöglich fein ſoll. Wir haben die Exiſtenz ga- 
rantirt und darum iſt fie möglich. (Bravo.) — Die Abgg. Schulze und 
Dr. Waldeck verweiſen hauptſächlich auf die Laſten, welche der norddeutſche 
Bund für Preußen mit ſich führte. — Miniſterpräſident Graf Bismarck: 
Die Klagen über die Laſten der Bundeseinrichtungen ſind dieſelben, wie ich 
ſie ſchon acht Jahre lang vom Bundestage gehoͤrt habe. Es waren dies 
die Stimmen der Partikulariſten und es ſind hier die Stimmen der preu⸗ 
ßiſchen Partikulariſten. (Sehr wahr!) Was bringen uns denn dieſe Laſten 
ein? Ich wundere mich, das gerade hervorgehoben zu ſehen von einer 
Seite, welche für die individuelle Freiheit bereit iſt, jedes Opfer zu brin⸗ 
gen. Sollen wir denn kein Opfer für unſere ſtaatliche Freiheit bringen? 
(Bravo) Die Laſten ſetzen uns in den Stand, uns ſelbſt zu ſchügen, ohne 
Hülfe Anderer. Soeben ift mir eine Kundgebung von 20) Deulſchen aus 
Südamerika zugegangen. Der deutſche PBatriotismus kommt in Südamerika 
mehr zur Geltung als bei ung, Sind Ihnen ſolche Kundgebungen denn 
gleichgültig? Die Ehre, die ſtaalliche Freiheit geht uns über Alles und 
dafür bringt ſelbſt der Arme Opfer. (Bravo.) — Abg. Dr. Braun 
(Wiesbaden) gegen den Antrag 2, weil derſelbe nicht die Rechte des nord- 
deutſchen Bundes wahre. k ; 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen und die Spezialdebatte über Antrag 
1 des Referenten und ſomit über die einzelnen Artikel des Vertrags er⸗ 
öffnet. Zu Art. 3 erhält das Wort Abg. Dr. Löwe: Die Kritik, welche 
der Herr Miniſterpräſident an den Bundestag ſelbſt gelegt hat, beſtimmte 
uns im letzten Grunde, gegen die Bundesverfaſſung zu ſtimmen. Wir 
ſahen in dem Stimmverhäftnffe im Bunde. bei den ſonſtigen Beſtimmun⸗ 
gen der Verfaſſung, ein weſentliches Hinderniß für die Ausdehnung des 
Bundes über das ganze Deuiſchland. Wie das Verhältniß iſt, iſt aller⸗ 
dings Geſahr vorhanden, daß das Bundespräſidium leicht eine abſolute 
Macht über die übrigen Staaten erhalten kann. Dies kann aber nur da- 
durch geändert werden, wenn eine größere Verfaſſungsreform erreicht wird, 
durch die vor allen Dingen fonftitulionelle Bürgschaften hineingebracht wer⸗ 
den. Nur eine freiheitliche Entwickelung der Bundesverfaſſung wird den 
Bundesſtaaten die nothwendige Sicherheit gewähren. — Miniſterpräſident 
Graf v. Bismarck: Es würde zu weit führen, wenn ich heute die Ver⸗ 
tretung des Bundesraths und ſeiner Zuſammenſetzung übernehmen wollte, 
und ich habe nur das Wort ergriffen, — weil mir ſchien, wenn ich richtig 
verſtanden habe, — daß der Herr Abgeordnete fich ſelbſt und ſeine Geſin⸗ 
nungsgenoſſen verletzt gefühlt hat durch die Reminiſcenz an den Bundes. 
tag. Wenn er ſich wirklich verletzt gefühlt hat, jo thut mir das leid; es 
hat nicht in meiner Abſicht gelegen, etwas Verletzendes zu ſagen, wohl aber 
acceptire ich dies Gefühl als ein Zeugniß des immenſen Fortſchrittes, den 
wir in deutſchen Einrichtungen gemacht haben. Wenn man ſich ſchon durch 
die Erinnerung — denn eine Vergleichung war es nicht — an den Bundes⸗ 
tag verletzt fühlt, dann bin ich ſicher, daß Niemand durch eine Vergleichung 
mit den heutigen Bundes⸗Inſtitutionen und durch eine Annäherung an die⸗ 
ſelben ſich jemals verletzt fühlen wird. 

Abg. Dr. Virchow: Der Blick des Minifterpräfidenten auf die 
gjemme äußere Lage Deutschlands hat mit dem vorliegenden Vertrage 
Nichts zu thun. Wir proteſtiren bier als preußiſche Abgeordnete dagegen, 
daß auf Koſten der preußiſchen Steuerzahler die kleinen Fürſten erhalten, 
ja ſogar in ihrer Lage verbeſſert werden. Da partikulariſtiſch zu ſein iſt 
unſere Pflicht, und in Erfüllung derselben werde ich gegen den Vertrag 
ſtimmen, der nur den Auſſaugungeprozeß des kleinen Fürſtenthums ver⸗ 
zögert. — In der Spezialdiskuſſion fiber Antrag 2 des Referenten moti⸗ 
virt zunächſt Abg. Baſſenge das von ihm geſtellte Amendement, das 
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enen Grundſtücke und aller Einwohner des Gemeindevezirks mit 
8 des vom Gemeindeverbande ausgeſchloſſenen ee *. i 
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mit Botenlohn viertel, 1 Thlr. 7½ Sgr. 


aller entgegenſtehenden, auf ſtändiſchen, feudalen und Sonderintereſſen de⸗ 5 
ruhenden Geſetze und Einrichtungen, möglichſt bald einen Geſetzentwurf 


muß, zwingt das Haus, die hochwichtige Ange⸗ 


8 


ſpricht Abg. v. Dieſt A 
Schluß werden eingebracht. Abg. Lasker zur Geſchäftsordnung: 


Heiterkeit.) j 
Kommiſſion, da das Haus nicht zur Genüge zu einer Entſcheidung vorbe⸗ 
reitet iſt. — Es folgt eine Fluth perſönlicher Bemerkungen, in denen 


namentlich die Konſervativen und freien Konſervativen wee ls Meet 
e 


einander proteſtiren. — Um 41, Uhr verlangt Abg. Kette als erent 
das letzte Wort, ein Wunſch, der mit ſtürmif 
und deſſen Erfüllung nur durch die Energie 


wird. — Der Antrag Lasker's wird abgelehnt, desgleichen die 


Waldeck's und v. n und der der Kommiſſion wird ange⸗ 
hr. Nächſte Sitzung Donnerſtag 10 Uhr. 


nommen. — Schluß 4½ 
Tages mung: Krondotation, Etat des Finanz“ und Juſtizminiſteriums. ; 
ittgart, 9. Dezember. Am Sonnabend hatte Seite 


Könlgl. Hoh. W "Hirn Irledrich einen Unfall zu beſtehen, det 


leicht bedenkliche Folgen hätte nach ſich ziehen können. Auf der 


Rückkehr von der Jagd wurden die vier den Jagdzug des Prinzen 


bildenden Pfetde ſcheu, gingen durch und warfen den Wagen um. 


Der Prinz erlitt, glücklicher Welſe Feine weltere Verletzung, als 
eine allem Anſcheine nach nicht ſehr erhebliche Verwundung der 
Stirnbaut. 2 


5 Stuttgart, 11. Dezember - Im Köbeerbprrkehauſe fand 


beule die Debatte über die Geſandiſchaften ati, Mluſſier von 


Varnbueler ſpricht über dle Polltik“ Würtembergs und erklärt ſich 


ſehr energiſch gegen den Eintritt: in den norddeutſchen Bund. Der 
Eintritt würde Würtemberg jährlich 5 Milllonen koſten, er würde 
die Eſſenbahnen und Poſten in fremde Hände bringen. Die Re⸗ 
glerung babe mit den von ihr abgeſchloſſenen Verträgen ihr Aeußer⸗ 


Antrag annähme. — Hölder und Römer entgegnen, der Miniſter 
| werde den Verhältuſſſen Rechnung tragen müſſen. Die: Kammer 
erklärt ſich ſchlleßlich gegen das Fortbeſtehen der Geſandiſchaft in 


lorenz. 
Auslaud. 
Wien, 11. Dezember. 
die Generaldebatte über das Geſetz, betreffend den finanziellen Aus⸗ 
gleich mit Ungarn fortgeſetzt. Herbſt ſpricht energlſch für den Ge⸗ 
feßentwurf; Skene vertheidigt den Antrag der Minorität des Aus⸗ 
ſchuſſes; der Finanzminiſter ſpricht in einer längeren Auselnander⸗ 
ſetzung für die Anträge der Majorität. Nach denſelben betrage der 
Beltrag Ungarns zu den gemeinſamen Angelegenheiten 56,000,000 
Gulden, dle bisherige thatſächliche Leiſtung Ungarns höchſlens 55 
Millionen, daber jet ein Ausgleich billig. 
Länder aber fei der Ausgleich wegen der Fortbezablung der ‚Zinfen 
dringend nothwendig. Der Flinanzminiſter Becke kündigt ferner 
einen Geſetzvorſchlag an zur Verhütung der Zablungsſtockung bis 
5 zum vollendeten Finanzausgleich, indem er bemerkt, daß die momen⸗ 
a tane Lage der Finanzen nicht jo düſter ſel, als behauptet werde, — 
Nach den Angaben des Minifters betragen in dem elsleithaniſchen 
5 für 1868 die Einnahmen 195 Millonen Gulden, die Aus- 
0 gaben 248 Millionen; das Deſielt mithin 53 Milionen. Die 
ECEinnahmen aus den direkten Steuern ſelen aber um 2,700,000 
1 Gulden, aus den indlrekten Steuern um 3,500,000 Gulden höher, 
f als ſie veranſchlagt worden. Der Ertrag der Steuern ſel über⸗ 
1 haupt um 21 Millionen Gulden höher, als im Vorjahre, daher 
| felader Finanzminiſter um Dedungsmittel für die Auslagen nicht 
in Beforgniß und was dle Reglerung auch in Vorſchlag bringe — 
der Staatsbankerott werte es nicht ſein. — Die Finanz noth jet 
in den eilgenthümlichen Verhältniſſen des Reſches und in den un⸗ 
entwickelten ſozlalen Zuſtänden begründet, auch ſel es ſchwer zu 
jagen, ob Rettung möglich jet. Der Minifter hoffe zwar auf Ret⸗ 
tung, aber dleſelbe ſet nur durch die Hebung der Leiſtungefäblgkelt 
und der Arbeitskraft des Volkes, durch Reformen in der Volks⸗ 
wirthſchaft, im Uaterrichte und Steuerweſen erreichbar. — Der 
Reichskanzler v. Beuſt verwahrt ſich nochmals gegen die Beſchuldi⸗ 
gung, daß er die Preſſe beeinfluſſe, indem er eine ſachliche Aus- 
führung für morgen verſpricht. ü 


Paris, 11. Dezember. Der heutige „Monſteur“ übergeht 


die Sitzung des italtenifchen Parlaments vom 10. d. M. mit Still⸗ 


ſchwelgen, veröffentlicht jedoch eine vom 3. d. Mts. datirte Korre⸗ 
ſpondenz aus Florenz, welche über die Parlamentsſitzung vom 7. 
berichtet und die Rede, in welcher Menabrea ſein Programm auf⸗ 
ſtellt, in folgender Welſe beurthellt: „Dieſe Rede, welche einigen 


Widerſpruch bei der Linken erregte, fand mehrfachen Beifall bel der 


Rechten und wird unzweifelhaft im ganzen Lande einen tlef befrie- 
digenden Eindruck machen.“ Dieſelbe Korreſpondenz ſchließt folgen- 
dermaßen: Alles läßt eine tiefe Beruhigung der Agitation ahnen, 
welche ungeachtet ihrer thatſächlichen Folgen kelnen tiefgehenden An- 
| hang in den Gefühlen des Landes Lat. 

Paris, 11. Dezember. Die Wochenrundſchau des Abend- 
montteurs knüpft an die jüngſten Ecklärungen Mouſtlers und 
Roubers im geſetzgebenden Körper an, und bebt die Bedeutſamkelt 
des faſt elnſtimmig von lepterem der Reglerung vollrten Vertrauens- 
votums hervor und jagt, niemals habe ein ſo vollſtändiges ſym⸗ 
pathiſches Einvernehmen zwiſchen der Regierung und jener Ver- 
ſammlung ſtattgefunden. Hierin liegt ein Zeugniß der Zuſtimmung 
in Betreff der Vergangenhelt und des unbedingten Vertrauens auf 
die Zukunft. Jenes Votum verleſhe der franzöſiſchen Diplomatie 
elne neue Stärkung. Die Kaiſerliche ‚Regierung fahre fort, den 
Belſtand der Mächte für das Werk der Beruhigung und Gerechtig- 
keit anzurufen, welches fie im Intereſſe des Papſtthums ſowohl wie 
Italtens verfolge. Anſtatt zur Mißachtung und zur Gleichgültigkeit 
gegen die Einheit, Itallens aufzurufen, wünſche die Regierung viel- 
mehr, daß der gegenſeltige Haß und das Mißtrauen aufbörten, 
die Regierung wünſche den Augenblick zu beſchleunigen, wo Italiens 
völlig konſtituirte Einheit zu der Einſicht käme, daß fie die Souverä⸗ 
nelät des Papſtes beihüpen müſſe. Die Regierung glaube, daß die 
Rathſchläge Europa’s einen glücklichen Einfluß würden ausüben können, 
um den Gedanken der Verſohnung zu Geltung zu bringen. Die Eonfe- 
renz, jo ſchlleßt die Rundſchau, hat nichts von ihrer Nüßzlichkelt 
verloren. In diefem Sinne bat ſich die Reglerung bel den ver- 
ſchledenen Kabinetten ausgeſprochen. Die eingeleiteten Unterband- 
lungen dauern‘ fort, 

— „Patrte“ verſichert, daß der Referent der Milttärkommiſſion 
die geſetzgebenden Körpers, Greſſter, am nächſten Donnerſtag ſel⸗ 
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legenheit anläßlich ber Petition zu behandeln. Neduer motivirt feine An⸗ 
125 träg in einem ſehr ausführlichen Vortrage. — Unter wachſender Unruhe 
gegen den Antrag der Kommiſſion. re ai 
ufe 
rechts! Lauter!) Meine Herren, ich fange ja erſt zu ſprechen an. (Große 
Ich beantrage Zurückweiſung der Waldeckſchen Anträge an die 


chem Murren aufgenommen 
des Präſidenten ermöglicht 
Anträge 


ſtes gethan und ihre natlonale Pflicht erfüllt. Der Miniſter ſchlleßt 
damit, daß dle Auflöͤſung der Kammer erfolgen würde, wenn die⸗ 
ſelbe einen auf den ‚Eintritt in den norddeutſchen Bund gerichteten 


Im Abgeordnetenhauſe wurde heute 


Für dle elsleithantſchen 


nen Bericht über den Geſetzentwurf, betreffend die Armer⸗Reor⸗ 


I 


$: 

ganiſation, der Kammer vorlegen werde. Daſſelbe Blatt glaubt 
auf Grund Florentiner Depeſchen zu der Annahme berechtigt zu 
ſein, die italleniſche Deputirtenkammer werde in der Abſtimmung 
über die Interpellationen motivirte Tagesordnung annehmen, durch 
welche die Wiederholung des Beſchluſſes vom 20. März 1861, 
welcher Rom zur Hauptſtadt Italtens proklamtite, vermieden werde. 
— Privatbetife, welche die „Agence Havas“ aus Florenz erhalten 
haben, laſſen übrigens an der Richtigkeit der Annahme der „Patrle“ 
zweifeln. 1506 on Hag 

Italien. Der „Alg. Ztg.“ wird geſchrieben: „Mit den 
letzten gefangenen Garlbaldtanern iſt auch die Leiche Enrich Cal⸗ 
rolt's, det bet Rom gefallen, in feine Vaterſtadt Pavla zurückge⸗ 
bracht worden, um ſpäter in der Familiengruft zu Groppello bei⸗ 
geſetzt zu werden. Bei der Uebertragung am 1. Dezember empfin- 
gen der Gemeinderath, die Univerſität und die übrigen Vereine 
von Pavia die Leſche, während dle ganze Stadt in Trauerſchmuck 
gehüllt war. 
nahme, als eine jo reine und opferwilllge Begelſterung für die Sache 
des Vaterlandes immer ſeltener wird. Der Bewunderung werth ift 
beſonders die Mutter dieſer edlen Söhne, welche zwel ihrer Kinder 
ſterben und alle für die Einheit Italtens bluten ſah, ohne je den 
Schmerz der Mutter über das Intereſſe des Vaterlandes zu ſtel⸗ 
len. Als der polttiſche Verein von Mailand ihr eine Beillelds⸗ 
Adreſſe zuſchickte, ſchrieb dieſe moderne Roͤmerlu unter Anderem: 
Mit unbeſchreiblicher Bewegung empfing meine ſchwergeprüfte Seele 
die erhabenen Worte der Thellnahme und des Woblwollens, 
welche jener politiſche Verein meinen theuren Märtyrern und ihrer 
unglücklichen, wenn auch noch immer beneldenswerthen Mutter ge⸗ 
widmet hat.... Möge das Blut melnes angebeleten Eurico, 
meiner und unſerer übrigen Märtyrer nicht vergeblich vergoſſen 
fein! Im Vertrauen, daß bald beſſere Tage für unfer unglückliches 
Vaterland kommen werden, finde ſch den Muth zu leben und zu 
kämpfen, gehoben von der zärtlichen Lebe meiner beiden überlebenden 
Söhne.“ ? 5 
| ‚Stalte* meldet, die Regieruug habe eine Kommiſſton aus 
boͤheren Genie- und Artillerie-Offigleren ernannt und beauftragt, 
Vorſchläge zur Verſtärkung der Beflungen 


würden folgen. 

Florenz, 11. Dezember. In der heutigen Sitzung der 
Deputirtenkammer wurde die geſtern begonnene Debatte ohne er- 
beblichen Zwiſchenfall fortgeſetzt. Maſſart hält eine Führung der 
Linken nicht für geeignet, um nach Rom zu gelangen. Ctlepl de⸗ 
mentirt die ibm zur Laſt gelegte Abſchickung einer angeblichen De- 
peſche Ratazi's des Inhalts, Garibaldi paſſtren zu laſſen. Ferrari 
erklärt, die fonjerwative Partei habe Ratazzt in keiner Welſe er- 
muthigt, nach Rom zu gehen. Das Programm Garibaldt's jet 
das alte Programm Ricaſolt's. 

om, 11. Dezember. Die päpſtlichen Ingenieure fahren 
eifrig fort mit der Befeſtigung der Kaſtelle St. Angelo, Monte 
Maro a Zanteula. Zwölſtauſend Kreuze werden geſchlagen, 
wel 4 e ; inner n den 
2 — — 1 ie bah Wiebe uf J Ka⸗ 
ſernen entoedt, welche theilweife unterminirt waren. 

London, 9. Dezember. Der in Liverpool erp/oditte grie- 
chlſche Dampfer „Bubulina“ rubt noch in der Tiefe. Die Taucher 


haben bis jetzt nur eln 100pfündiges Armſtronggeſchütz geboben; 


die bochgehende See ſtörte ihre Thäligkelt. Von den Verunglückten 
iſt merkwürdiger Weiſe erſt eine Leiche aufgefunden worden. 
Petersburg, 11. Dezember. Die offizielle Milttärzeltung 
meldet, daß die Einführung der Zündnadelgewehre nach dem Garl- 
ſyſtem für die Armeebewaffaung die Beſtätigung des Kalſers er— 
halten hat. — In Privatfabr''en wird in angeſtrengteſter Wetſe 
an der Anfertigung der neuen Gewehte gearbeitet. — Der Kaiſer 


genehmigte, daß die Einführung des neuen Zolltarlfs vom 1. Ja- 


nuar 1869 datiren joe. 
Die „Borſenzeitung“ meldet, daß die Katholiken Jeruſalems 
das an der Kirche des helligen Grabe? anliegende, früher im Be⸗ 


ſitze von Türken befindliche Haus gekauft und von dort einen dlrek⸗ 
ten Gang nach der jetzt reparirten Kuppel der Kirche errichtet haben. 


Die „Börſenzeltung“ meint, eine ſolche Handlungsweiſe ſtehe im di- 
reiten Widerſpruche zu dem zwiſchen Rußland, Frankreich und der 
Türkel abgeſchloſſenen Traltate, kraſt deſſen die Kuppel der Kirche 
in ihrer früheren Geſtalt reſtaurltt worden iſt und der Zutritt zu 
derſelben Denjenigen zuſteht, die ihn früher halten. 


Pommern. 

Stettin, 12. Dezember. Nach dem amtlichen Bericht über 
die letzte Fiſcherel-Ansſtellung zu Boulogne waren aus Pommern 
verſchtedene Gegenſtände eingeſandt, ſo u. a. vom Oberf ſchmelſter 
Grunwaldt 9 verſchledene Getalhe. Da jedoch denfelben nur 
ein Zettel beigefügt war, ſo gab dies zu komiſchen ſprachlichen 
Verwechſelungen Veranlaſſung. Ein Zartennetz wird als Gar- 
tennetz 5lllet pour usage des jardins“, ein Bleinetz „let 
avec plomb pour la morue* genannt. — Die Kieper Fiſcher 
aus der Nähe von Köpenig hatten vorzüglich gearbeitete Netze für 
Hechte, Barſch, Braſſen, Schlei, Gründling, Kaulbarſch, Aa reujen 
ausgeftelt. Die vom Oberfiſchmeiſter Jeſerich in Stralſund aus- 
geftellten Zeeſen figurtrten im Kataloge als „Reuſen“, die pom- 
merſche Zeeſenfiſcheret iſt in Frankreich noch ganz unbekannt. 

— Die Brigg, „Anna und Maria“, Bugdabl, aus und von 
Stettin nach Graugemouth mit Welzen, liegt, wie aus Helſingör 
gemeldet wird, / Mellen SW. von Anhalt geſunken, die Be- 
ſatzung nach der Inſel gerettet. Von der Ladung waten bisher 
160 Tonnen Weizen in naſſem Zuſtande geborgen. 

— Vom 1. Januar ab böten die preußiſchen Poſtanwelſun⸗ 
gen auf und dafür werden andere ausgegeben, mit der Bezelch⸗ 
nung: „Norddeutſcher Poſtbezirk. Poſtanweiſung“, Allerdings wird 
auch nach dem 1. Januar noch einige Zeit nachgeſehen werden, 
wenn preußtſche Poſtanwelſungen vorkommen, aber nur bei ſolchen, 
welche im preußlſchen Poſtgeblet blelben, bei andern nicht. 

— Hür die Bildung von Plonterzügen bei den Jufanterle⸗ 
Batalllonen iſt angeordnet worden, daß zu deren Zuſammenſtellung 
künftighin nur Holz- und Eifenarbeiter in einer Stärke von 36 
Mann per Batalllon Verwendung finden ſollen. 

— Eine Alerhöhfte Kabincte-Ordre vom 22. v. Mis. ge⸗ 
nehmigt, daß auch den Mannſchaften des jüngſten Jahrganges der, 


Landſturm . beiden Jahrgänge der bisherigen Land⸗ 
geſtiſtete Auszeſchnung, ſowelt die Berechtigung dazu ſonſt begrün⸗ 


Die Jamllie Cairoli verdient um ſo mehr die Theil⸗ 


Mantua, Verona und 
Peschtera auszuarbeiten; auch wären in den letzten Tagen Sendun⸗ 
gen von Geſchüß nach diefen Jeſtungen abgegangen und andere 


— 


in Folge der neueren Organiſatlon, mit Ende bleſes Jahres zum 
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wehr 2. Aufgebots, die für pflichttreur Dienfte in der Landwehr 
det iſt, verliehen werde. 

- Zur Beſeltigung von Zweifeln if. erläuternd beſtimmt 
worden, daß diejenigen einjährigen Freiwilligen, welche in Folge 
der kriegeriſchen Ereigniſſe des vergangenen Jahres nur einen Tell 
ihrer Dienſtpflicht abgeleiftet haben, zur Erfüllung des Reſles ihrer 
Milttärpflicht ſpäteſtens zu dem Zeitpunkte eintreten müfjen, mit 
welchem ihr Ausſtand abläuft, wogegen ſie andern Falles der Be⸗ 
rechtigung des einjährigen Dienfes verluſtig gehen. 

— Der geſtern verhaftete Knecht Wilhelm Nörenberg aus 
Wuſſow iſt geſtändig, dem Bauern Lockſledt daſelbſt mittelſt Ein⸗ 
ſteigens vom Keller, aus einem in ſeiner Wohnſtube ſtehenden 
Spinde vor etwa vier Wochen 25 Thlr. und vor 14 Tagen noch⸗ 
mals 5 Thlr. geſtohlen zu haben. Das Geld hat er größtenthells 
für Bekleidungsſtücke verausgabt. 

— Dem Bohlwerk No. 37 wohnhaften Reſtaurateur R. wurde 
— einigen Tagen vom Hausflur ein dunkelbrauner Havelod ge⸗ 

ohlen. 

— Von geſtern bis heute 
Obdachloſigkeit verhaftet. N 

— In den Tagen vom 7. bis inkl. 11. d. M. wurden bier 
an Getreide eingeführt: 1069 Wſpl. 12 Soffl. Weizen, 862 
Wſpl. 10 Schffl. Roggen, 166 Wipl. 20 Schffl. Gerſte, 70 Wſpl. 
21. Schffl. Hafer, 61 Wſpl. 10 Schffl. Erbſen und 48 Wſpl. 
14 Sqhffl. Kartoffeln. 

Neuwarp, 10, Dezember. Die diesjährige Volkszählung 
ergiebt für unſere Stadt 2209 Einwohner gegen 2228 pro 1864. 
Der Rückgang in der Bölkerung iſt lediglich der vorjährigen durch 
die Cholera herbeigeführten Sterblichkeit zuzuſchrelben, ohne welche 
eine Zunahme ſtattgefunden haben würde. f 

Stolp, 10. Dezember. Wie das „St. J.-Bl.“ hört, erglebt 
ſich bei der letzten Zählung, nach ungefährem Ueberſchlage, für die 
biefige Stadt eine Einwohnerzahl von ca. 14,900. 
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Bermifchtes. 
Berlin. Der Sohn eines Oberſten a. D., Lieutenant a. 
D., 27 ½ Jahr alt, wird feit Sonntag Nachmittag vermißt. Er 
entfernte ſich aus der elterlichen Wohnung, Sebaſtiansſtraße Nr. 
21, um einen Beſuch zu machen, und kehrte nicht wieder zurück. 
Da der junge Manm koſtbare Schmuckſachen (Brillantringe, Brillant⸗ 
nadel u. ſ. w.), ſowie eine erhebliche Geldſumme bel ſich trug, 
fürchtet man, daß er das Opfer eines Verbrechens geworden ifl. 
Gera, 5. Dezember. Hler hat ſich in jüngſter Zeit ein 
Bund chriſtlicher Jungfrauen gebildet, welche das Grlübde gethan 
haben: nie zu heiratben. Dieſer Bund ſoll ſchon acht Theilneh⸗ 
merinnen zahlen. Befremden würde ein ſolcher Verein nicht, wenn 
er von Mädchen geſchloſſen würde, welche ſchon die Sommerlinle 
des Lebens paſſirt und keine Hoffnung mehr haben, in den Hafen 
der Ehe einzulaufen. Aber die Mehrzahl dieſer Verehrerlunen 
des Cölibats ſtebt noch im blübendſten Lebensalter. nl 
— Golzpapier.) Die amerikanische Holigeſellſchaft zur 
Manapunk in Pennſylvanlen läßt Papier aus Holgbrei fabrigiren. 
Hauptſächlich werden Klötze von Pappelbäumen dazu verwendet. 
Durch Stablmeſſer werden fie. in ganz Heine Stücke zerſchultten. 
Dieſe Späne werden alsdann in Alkaliſäure gekocht und zu einem 
Brel bergerichtet. Die Fabrik liefert aus dieſem Holzbrei täglich 
30,000 Pfund Drudpapier, 


Schiffsberichte. 1 

Swinemünde, 11. Dezember, Nachmittags. Angekommene Schiſſe: 
Erpreß, Koeſoed, von Rönne. Wind: N. Revier 15 ½ F. 181 

Eine Galeos, muthmaßlich aus Holſtein, ſowie „Erneſtine“, Leithoff, 

lestere für Nothhafen, find im Anſegeln. Die Dampfer „Dresden“, „Memel 

Packet“, „Hermann“, „Chanticleer“, „Alma“ und „Sonne“ ſind herunter⸗ 

gekommen, fanden Eis im Papenwaſſer und in der Oder. 


ſind wiederum 6 Perſonen wegen 


Börfen: Berichte. 

Stettin, 12. Dezember. Witterung: trübe, Nachts Sturm und 
Regen. Temperatur E 1 R. Wind: NMW. 

Au der Bor ſe. 

Weizen Termine niedriger, loco wenig verändert, per 2125 Pfb. 
loco gelber inländiſcher 94—96½ 9% bey, ungarischer 86 89 M, ge 
ringer 82 — 84 3 bez., feiner 90—92 , poln. bunter 93—96 %. bez., 
feiner 98—100 e bez., 83—85pfd. gelber Dezember 94 3% Br., Frühjahr 
97, 96 ½, 96% , bez. u. Gd. 

Roggen matter, pr. 2000 Pfd. loco 73—74 M bez., geringer 70 
bis 72 9% bez., feiner 75 bez., Dezember 73½ 4 bez. u. Br., 
Frühjahr 73¾, ½ a bez. 

Ger ſte ohne Umſatz. 

Hafer 47—50pfd. Frühjahr 361% 9% bei. 

Erbſen ohne Umſaß. 

Rabl wenig verändert, loco 101, 4 Br., Dezember⸗Jauuar 10% 
Re Br, Ayril-Mai 10, 4 bez., Br. u. Gd. 

Spiritus etwas matter, loco ohne Faß 20½ . bez., mit Faß 
20 % bez., Dezember und Dezember⸗Jannar 20% Ag Gd., 201% Br., 
Januar Feornar 20% % Gd., Frühjahr 20%, ½ bez. u. Br., 
Mai⸗Juni 21½ & bez. 

Angemeldet. 10,000 Qrt. Spiritus. 

Regulicungs-Preife: Weizen 94, Roggen 731,, Rüböl 10%, 
Spiritus 12 7 

Hamburg, 11. Dezember. Getreidemarkt. Weizen und Roggen loco 
trotz mangelnder Schiffsgelegenheit feſt. Weizen pr. Dezember 5400 Pfd. 
netto 169 Bankothaler Br., 168 Gb., pr. Dezember ⸗Januar 168% Br., 
168 Gd., pr. Frühjahr 170 Br., 169 Gd. Roggen pr. Dezember 5000 
Pfr. Brutto 137 Br., 136 Gd., pr. ee e 136 Br., 135 Gd., 
pr. Frübjahr 134 Br., 133 Gd Hafer feſter. Nüböl feſt, loco 22%, per 
Mai 23½. Spiritus ſtill. Kaffee und Zink geſchäftslos. — Thauwetter. 

London, 11. Dezember. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Geſammt⸗ 
Zufuhren ſeit vergangenem Montag: Weizen 31,350, Gerſte 8110, Hafer 
37,740 Quarters. 

Weizen ſehr . zu Montagspreiſen nominell. Gerſte und Hafer 
ruhig, unverändert. Talg 42½. — Wetter feucht. 


